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3. Instanz

Datum -

I. Die Klage gegen den Bescheid vom 02.08.2004 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 28.04.2005 wird abgewiesen.
II. Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist, ob dem KlÃ¤ger ab Antragstellung eine Rente wegen voller bzw.
teilweiser Erwerbsminderung zusteht.

Der 1945 geborene KlÃ¤ger erlernte von 1959 bis 1962 den Beruf eines
Musterzeichners (Stickerei) und Ã¼bte den Beruf bis 1972 aus. Seit 1972 war er als
Produktionsleiter (teilweise im Ausland) tÃ¤tig. Vom 01.04. bis 31.12.1983 schulte
der KlÃ¤ger zum Versicherungskaufmann um. AnschlieÃ�end war er bis 2004,
zuletzt bei der Gothaer Versicherung, im AuÃ�endienst beschÃ¤ftigt.

Am 17.02.2004 stellte der KlÃ¤ger bei der Beklagten den Antrag auf GewÃ¤hrung
einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Am 30.04.2004 untersuchte
und begutachtete der Internist und Rheumatologe Dr. K. den KlÃ¤ger im Auftrag der
Beklagten. Er gelangte zu dem Schluss, dass der KlÃ¤ger die TÃ¤tigkeit als
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Versicherungsvertreter im AuÃ�endienst nur noch tÃ¤glich drei bis unter sechs
Stunden ausÃ¼ben kÃ¶nne. Leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt kÃ¶nnten dagegen sechs Stunden und mehr, zeitweise im Stehen,
zeitweise im Gehen und Ã¼berwiegend im Sitzen in Tagesschicht bzw.
FrÃ¼h-/SpÃ¤tschicht verrichtet werden. Der KlÃ¤ger sei jedoch nicht geeignet fÃ¼r
Arbeiten und TÃ¤tigkeiten mit besonderen Anforderungen an das
KonzentrationsvermÃ¶gen, mit besonderer nervlicher Belastung, mit besonderer
seelischer Belastung, mit Ersteigen von Leitern und GerÃ¼sten, mit Heben, Tragen
und Bewegen von mittelschweren/schweren Lasten, in Zwangshaltung, mit
Absturzgefahr, mit erforderlicher kÃ¶rperlicher Dauerbelastung, mit taktgebundener
Arbeit und hÃ¤ufig wechselnden Arbeitszeiten.

Mit Bescheid vom 02.08.2004 lehnte die Beklagte die beantragte
Erwerbsminderungsrente ab. Bei der festgestellten coronaren Herzkrankheit,
Zustand nach Herzinfarkt, arterielle Verschlusskrankheit der Beine und
Bluthochdruck sei der KlÃ¤ger noch in der Lage, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
vollschichtig tÃ¤tig zu sein. AuÃ�erdem kÃ¶nne er die ihm zumutbare
BeschÃ¤ftigung als Angestellter im Innendienst einer Versicherung vollschichtig
verrichten.

Mit seinem Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, dass er seit Ã¼ber 20 Jahren
als Versicherungsvertreter im AuÃ�endienst tÃ¤tig gewesen sei. FÃ¼r eine
TÃ¤tigkeit im Innendienst sei er weder informiert noch geschult worden, noch
verfÃ¼ge er Ã¼ber anderweitig erworbene Kenntnisse auf diesem Gebiet. Er legte
eine Ã¤rztliche Bescheinigung der FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin M. R. vom
02.07.2004 vor, worin die hÃ¤ufigen ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten von September
2001 bis April 2004 aufgefÃ¼hrt wurden und zusÃ¤tzlich zu den von der Beklagten
festgestellten Erkrankungen eine depressive Verstimmung mit allgemeiner
ErschÃ¶pftheit, MÃ¼digkeit, Lustlosigkeit, SchlafstÃ¶rungen, Morgentief,
SchweiÃ�ausbrÃ¼chen, NervositÃ¤t und innerlicher Unruhe beschrieben wurde.
Sowohl die Herz- und Kreislauferkrankung, die Schlagaderverschlusskrankheit und
die erheblichen psychischen BeeintrÃ¤chtigungen als auch die damit
zusammenhÃ¤ngenden nachteiligen Auswirkungen auf die PrivatsphÃ¤re in
Verbindung mit strengen Anforderungen des derzeitigen Arbeitsmarktes und den
fehlenden Erkenntnissen fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit im Innendienst fÃ¼hrten zu einer
vollen Erwerbsminderung.

Nach Einholung eines Befundberichtes des Nervenarztes Dr. W. wies die Beklagte
mit Widerspruchsbescheid vom 28.04.2005 den Widerspruch zurÃ¼ck, weil der
KlÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung seines Gesundheitszustandes und der wÃ¤hrend
des Erwerbslebens erlangten verwertbaren Kenntnisse und FÃ¤higkeiten eine noch
mindestens sechs Stunden tÃ¤gliche BeschÃ¤ftigung als Verwaltungsangestellter
zumutbar verrichten kÃ¶nne. Versicherungsrechtlich sei er als Angestellter mit einer
Ausbildungszeit von bis zu zwei Jahren zu beurteilen. Sein RestleistungsvermÃ¶gen
lasse kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten im Wechsel von Sitzen, Gehen und Stehen in
temperierten RÃ¤umen ohne besondere nervliche Belastung, ohne besondere
Anforderungen an Konzentration und ohne hÃ¤ufig wechselnde Arbeitszeiten
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu. Damit sei er auf einfache
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AngestelltentÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes in Versicherungen,
Handel und Industrie verweisbar. Die Verweisung beinhalte einfache
BÃ¼rotÃ¤tigkeiten im Innendienst einer Versicherung, wie sie z.B. in der
Gehaltsgruppe II des Tarifvertrages fÃ¼r das private Versicherungswesen
aufgefÃ¼hrt seien: Schreibarbeiten, Datenerfassungsarbeiten, Registraturarbeiten,
Karteiarbeiten, einfache allgemeine BÃ¼roarbeiten, Postabfertigungsarbeiten,
Arbeiten in der Materialverwaltung.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 18.05.2005 Klage zum Sozialgericht
WÃ¼rzburg erhoben. Durch die Vielzahl und Schwere seiner Erkrankungen sei er
nicht mehr in der Lage, als Versicherungsvertreter zu arbeiten. Die Beklagte habe
die durch die Herzerkrankung vorliegenden BeeintrÃ¤chtigungen nicht hinreichend
gewÃ¼rdigt. Insbesondere sei sie auf den psychischen Aspekt der Erkrankungen
fÃ¤lschlicherweise nicht eingegangen. Er kÃ¶nne weder lÃ¤ngere Strecken laufen,
ohne in Luftnot zu geraten, noch sei es ihm mÃ¶glich, Ã¶ffentliche Verkehrsmittel
zu nutzen, weil er sich in diesen eingeengt fÃ¼hle. Auch das Autofahren sei fÃ¼r
ihn eine enorme Belastung geworden, insbesondere, wenn es um unbekannte
Strecken gehe. Das Versorgungsamt WÃ¼rzburg habe ihm mit Bescheid vom
14.01.2005 die Schwerbehinderteneigenschaft und das Merkzeichen "G" zuerkannt.
Damit sei bestÃ¤tigt, dass er nachhaltig in seinem Leben und somit auch in seiner
ArbeitsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigt sei.
Der KlÃ¤ger stellt den Antrag:
1. Der Bescheid vom 02.08.2004 in der Fassung des Wider spruchsbescheides vom
28.04.2005 wird aufgehoben.
2. Die Beklagte wird verurteilt, beim KlÃ¤ger ab Antrag stellung den Leistungsfall
der vollen bzw. teilweisen Erwerbsminderung festzustellen und die entsprechenden
Leistungen zu gewÃ¤hren.

Der Beklagtenvertreter beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Kammer hat zum Verfahren beigezogen: Die Akte der Beklagten, die vom
KlÃ¤ger Ã¼berreichten Ã¤rztlichen Unterlagen, die Unterlagen der K.-Krankenkasse
H., sowie einen Befundbericht der AllgemeinÃ¤rztin R.

Die Kammer hat Beweis erhoben durch Einholung eines Gutachtens durch die
Ã�rztin fÃ¼r Ã�ffentliches Gesundheitswesen und Umweltmedizin Dr. T. Diese hat in
ihrem Gutachten vom 23.05.2006 folgende Diagnosen erhoben: "1. Coronare
Herzkrankheit mit Zustand nach Hinterwandinfarkt. 2. Belastungsbeschwerden
beider Beine bei Zustand nach Bypass- Operation beidseits mit Verschluss des
operierten Segmentes rechts. 3. Psychovegetatives Syndrom." Unter
BerÃ¼cksichtigung dieser Erkrankungen hÃ¤lt die SachverstÃ¤ndige leichte bis
mittelschwere TÃ¤tigkeiten in wechselnder Stellung in geschlossenen RÃ¤umen
ohne besondere nervliche Belastung, nicht an unfallgefÃ¤hrdeten ArbeitsplÃ¤tzen
und nicht unter ungÃ¼nstigen Ã¤uÃ�eren Bedingungen mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich fÃ¼r zumutbar. Auch die AusÃ¼bung des Berufes als
Verwaltungsangestellter ist aus medizinischer Sicht zumutbar. Eine wesentliche
Ã�nderung gegenÃ¼ber den Feststellungen der Beklagten ist nicht eingetreten.
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ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf den Inhalt der Beklagtenakten und der
Gerichtsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht erhobene Klage ist zulÃ¤ssig. Sie ist jedoch nicht
begrÃ¼ndet.

Zu Recht hat die Beklagte den Rentenantrag des KlÃ¤gers abgelehnt, da ein
Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung nicht gegeben ist. BezÃ¼glich der
EntscheidungsgrÃ¼nde kann im Wesentlichen auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen
der Beklagten im Widerspruchsbescheid vom 28.04.2005 Bezug genommen
werden. Â§ 136 Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) gibt dem Gericht die
MÃ¶glichkeit, von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde
abzusehen, soweit es der BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes oder des
Widerspruchsbescheides folgt und dies in seiner Entscheidung feststellt.

Die vom Gericht beigezogenen Unterlagen und insbesondere das
SachverstÃ¤ndigengutachten der Dr. T. bestÃ¤tigen die Auffassung der Beklagten,
dass der KlÃ¤ger die TÃ¤tigkeit eines Verwaltungsangestellten, bzw. leichte bis
mittelschwere TÃ¤tigkeiten in wechselnder Stellung in geschlossenen RÃ¤umen
sechs Stunden tÃ¤glich und mehr zumutbar verrichten kann. Die von der Beklagten
fÃ¼r zumutbar gehaltene einfache AngestelltentÃ¤tigkeit entspricht der von Dr. T.
aufgefÃ¼hrten LeistungsfÃ¤higkeit. Der KlÃ¤ger, der sich von seinem erlernten
Beruf als Musterzeichner gelÃ¶st hat und lediglich eine neunmonatige Umschulung
zum Versicherungskaufmann durchgefÃ¼hrt hat, ist auf angelernte TÃ¤tigkeiten
und gehobene TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisbar. Denn der
KlÃ¤ger ist nach seinem beruflichen Werdegang und nach der von ihm zuletzt
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als Versicherungskaufmann nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes in den Leitberuf des "Angelernter
Arbeiter" (sonstige Ausbildungsberufe mit einer Regelausbildungszeit von
mindestens drei Monaten bis zu zwei Jahren) einzuordnen (vgl. BSG vom 03.11.1994
â�� 13 RJ 77/93 m.w.N.).

Im Ã�brigen geht die Kammer davon aus, dass der KlÃ¤ger durch seine
langjÃ¤hrige TÃ¤tigkeit als Versicherungskaufmann im AuÃ�endienst auch
Kenntnisse erlangt hat, die er fÃ¼r einfache VerwaltungstÃ¤tigkeiten im
Innendienst bei einer Versicherung verwerten kann. Aus dem BERUFENET der
Arbeitsagentur ergibt sich, dass Versicherungskaufleute im Innendienst
regelmÃ¤Ã�ige Arbeitszeiten von Montag bis Freitag haben. Auch wenn zeitweise
Termindruck auftreten kann, ist diese TÃ¤tigkeit nicht mit der von der
SachverstÃ¤ndigen genannten besonderen nervlichen Belastung verbunden. Die
TÃ¤tigkeiten im Versicherungswesen sind kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mit
Ã¼berwiegendem Sitzen, zumeist in temperierten, auch klimatisierten RÃ¤umen,
als Alleinarbeit oder Teamarbeit, teilweise am Bildschirmarbeitsplatz.

Solche einfachen AngestelltentÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes in
Versicherungen sind dem KlÃ¤ger sowohl hinsichtlich seines bisherigen beruflichen
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Werdeganges als auch hinsichtlich seiner LeistungsfÃ¤higkeit zumutbar. Der
KlÃ¤ger ist deshalb weder voll noch teilweise erwerbsgemindert.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 26.07.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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